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Artikel 11)

Gesetz zur Verbesserung der Qualität  
der Studienbedingungen und 

der Lehre an hessischen Hochschulen

§ 1

Zweckbestimmung

(1) Zur Verbesserung der Qualität der Stu-
dienbedingungen und der Lehre erhalten die 
Hochschulen des Landes Leistungen nach 
diesem Gesetz.

(2) Den Hochschulen des Landes werden 
jährlich 92 Millionen Euro zweckgebunden 
zur Verbesserung der Qualität der Lehre und 
der Studienbedingungen zur Verfügung ge-
stellt. Ab dem Jahr 2021 steigen die Mittel 
jährlich um die im Hessischen Hochschulpakt 
vereinbarte Steigerungsrate. Die Höhe des 
Betrages, der auf die einzelne Hochschule 
entfällt, ergibt sich aus dem prozentualen 
Verteilungsschlüssel für die Mittel des So-
ckelbudgets im Hessischen Hochschulpakt. 
Die Mittel werden als Teil der Grundfinanzie-
rung den Hochschulen jährlich zugewiesen. 
Die finanzierten Maßnahmen bleiben bei der 
Ermittlung der Aufnahmekapazität außer Be-
tracht.

(3) Die Hochschule ist verpflichtet, die 
Leistungen nach diesem Gesetz zweckge-
bunden zur Verbesserung der Qualität der 
Studienbedingungen und der Lehre zu ver-
wenden. Sie ist insbesondere verpflichtet, 
die Voraussetzungen für die Studierenden 
zu schaffen, in angemessener Zeit zum Stu-
dienerfolg zu kommen, indem sie sicherstellt, 
dass das in den Prüfungs- und Studienord-
nungen vorgesehene Lehrangebot tatsäch-
lich in ausreichendem Maße ohne zeitliche 
Verzögerung wahrgenommen werden kann. 
Die Hochschule intensiviert die Beratung und 
Betreuung der Studierenden. Die Verteilung 
der Mittel innerhalb der Hochschule erfolgt 
nach Maßgabe des § 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 
und § 37 Abs. 4 des Hessischen Hochschul-
gesetzes vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I 
S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Juni 2020 (GVBl. S. 435). Auf zentraler 
und dezentraler Ebene sind jeweils mindes-
tens 10 Prozent der den Hochschulen zweck-
gebunden zur Verfügung gestellten Mittel als 
Projektmittel insbesondere für innovative, 

interdisziplinäre und studentische Projekte 
und entsprechende längerfristig vorgesehe-
ne Angebote zur Verbesserung der Qualität 
der Studienbedingungen und der Lehre zu 
verwenden; die Verstetigung eines Lehran-
gebots aus den Projektmitteln ist außerhalb 
des für den jeweiligen Studiengang in der 
Studien- und Prüfungsordnung vorgesehe-
nen Curriculums möglich.

(4) Die Vergabe der Projektmittel erfolgt 
auf Grundlage einer Satzung des Senats,  
§ 36 Abs. 2 Satz 2 bis 6 des Hessischen Hoch-
schulgesetzes finden keine Anwendung. Dar-
in ist festzulegen, dass der Vorschlag für das 
Präsidium für die Vergabe der Mittel von einer 
Studienkommission erarbeitet wird, in der die 
Hälfte der Mitglieder von den studentischen 
Mitgliedern des Senats benannt wird. In der 
Studienkommission sollten neben Studiende-
kaninnen oder -dekanen und Professorinnen 
oder Professoren insbesondere auch wis-
senschaftliche und administrativ-technische 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter vertreten 
sein. Nach Satz 2 und 3 besetzte Studien-
kommissionen sind sowohl zentral als auch 
entsprechend in den Fachbereichen und in 
den Zentren für Lehrerbildung zu bilden. An 
Hochschulen mit nicht mehr als drei Fachbe-
reichen kann auf Beschluss des Senats, der 
der Mehrheit seiner studentischen Mitglieder 
bedarf, von der Verteilung der Mittel auf die 
Fachbereiche abgesehen und der Gesamt-
betrag der Projektmittel auf zentraler Ebene 
verwendet werden. Das Präsidium kann dem 
Vorschlag der Studienkommissionen zur Ver-
gabe der Mittel widersprechen, wenn der 
Verwendungszweck des Abs. 3 Satz 5 nicht 
erfüllt ist. Der Widerspruch ist der Studien-
kommission schriftlich zu begründen und er-
neut zur Beratung vorzulegen. Kann ein Ein-
vernehmen zwischen dem Präsidium und der 
Studienkommission nicht hergestellt werden, 
entscheidet das Präsidium abschließend.

§ 2

Wirksamkeit, Inkrafttreten

(1) Leistungen nach diesem Gesetz wer-
den erstmalig für das Haushaltsjahr 2021 ge-
währt.

(2) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.

Artikel 22)

Gesetz zur Verlängerung des  
TUD-Gesetzes

In § 10 Satz 2 des TUD-Gesetzes vom  
5. Dezember 2004 (GVBl. S. 382), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. November 
2015 (GVBl. S. 510), wird die Angabe „2020“ 
durch „2022“ ersetzt.

1) FFN 70-301
2) Ändert FFN 70-233
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Artikel 3

Aufhebung bisherigen Rechts

Das Gesetz zur Verbesserung der Quali-
tät der Studienbedingungen und der Lehre an 
hessischen Hochschulen vom 18. Juni 2008 
(GVBl. I S. 764)3), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 18. Dezember 2017 (GVBl. S. 482), 
wird aufgehoben.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

3) Hebt auf FFN 70-252

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 1. Oktober 2020

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n 
f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t

D o r n - R a n c k e


